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den Kausalzusammenhang zwischen Pflichtverletzung und 
eingetretenem Schaden. Die Verweisung in § 93 ZGB auf 
die §§ 330 ff. ZGB bewirkt, daß die dort im sachlichen Zu­
sammenhang mit der außervertraglichen Verantwortlich­
keit getroffene Regelung der weiteren Voraussetzungen für 
die Verpflichtung zur Leistung von Schadenersatz, für den 
Umfang und die Art und Weise des Schadenersatzes, für 
eine eventuelle Mitverantwortlichkeit usw. auch auf die 
Fälle der Schadenersatzverpflichtung aus Verträgen ange­
wandt werden kann. Voraussetzung für eine solche An­
wendung ist jedoch stets, daß die Tatbestandsmerkmale 
einer der unter a) bis c) genannten Anspruchsgrundlagen 
erfüllt sind.

Die Beachtung dieser Aspekte führt auch in denjenigen 
Regelungsbereichen zu richtigen Ergebnissen, die Gegen­
stand der in Fußnote 1 genannten Darstellungen waren.2 
Ausdrücklich soll das nur an dem Beitrag von R. N i s - 
sei demonstriert werden: Schließt ein Bürger mit einem 
VEB KWV/GW einen Dienstleistungsvertrag ab, mit dem 
er sich verpflichtet, die dem Betrieb obliegenden Anlieger­
pflichten wahrzunehmen, und entsteht dem Betrieb durch 
die Nichterfüllung oder die nicht ordnungsgemäße Erfül­
lung der übernommenen Pflichten ein Schaden, dann kom­
men als Anspruchsgrundlagen die §§ 84 ff. ZGB (nicht qua­
litätsgerechte, nicht termingerechte bzw. unvollständige 
Leistung) in Frage; im Regelfall wird es sich um sonstige 
Pflichtverletzungen nach § 92 Abs. 1 ZGB handeln. Hier 
knüpft dann § 93 ZGB mit seiner Verweisung im darge­
legten Sinne an.

Ist dagegen im Rahmen der Regelung der Vertragsbe­
ziehungen keine Anspruchsgrundlage gegeben, dann kann 
auch § 93 ZGB nicht angewendet werden. Ob dann die 
§§ 330 ff. ZGB direkt angewandt werden können und müs­
sen, wäre Gegenstand einer gesonderten Prüfung.
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1979, Heft 3, S. 136 f.; M. Mühlmann, „Rechtsfragen des Aus­
leihdienstes“, NJ 1982, Heft 2, S. 74 fl.

Voraussetzungen der Durchsuchung 
und ihre Durchführung
Entsprechend dem Charakter der Durchsuchung als straf­
prozessuale Zwangsmaßnahme ist erste Voraussetzung, 
daß ein Ermittlungsverfahren gemäß § 98 Abs. 1 StPO 
wegen des Verdachts einer Straftat eingeleitet worden ist 
und die Durchsuchung der Aufklärung dieser konkreten 
Straftat dient. Für das Verfahrensstadium der Prüfung der 
Anzeige vor Einleitung des Ermittlungsverfahrens sind 
nach § 95 Abs. 2 Satz 3 StPO strafprozessuale Zwangsmaß­
nahmen unzulässig. Davon gibt es zwei Ausnahmen:

1. Wenn nach der Anzeigenprüfung der Verdacht einer 
Straftat zu verneinen ist, weil es sich um eine mit Strafe 
bedrohte Handlung einer strafunmündigen oder zurech­
nungsunfähigen Person handelt, zu deren weiterer Auf­
klärung die Durchsuchung notwendig ist (§ 99 StPO);

2. wenn der Verdacht einer Straftat nicht vorliegt, weil 
eine Verfehlung den Gegenstand der Untersuchung bildet, 
zu deren Aufklärung der Verdächtige durchsucht werden 
muß (§ 100 Abs. 3 StPO).

Neben der ersten Voraussetzung (Einleitung des Er­
mittlungsverfahrens), die immer gegeben sein muß, ent­
hält das Gesetz für die Durchsuchung weitere Vorausset­
zungen, die alternativ vorliegen müssen:
— die Vermutung des Auffindens von Beweismaterial 

beim Beschuldigten, in seiner Wohnung, sonstigen Räu­
men, auf seinem Grundstück oder in seinen sonstigen 
Sachen (§ 108 Abs. 2 StPO);

— das Ziel der Festnahme oder Verhaftung des Beschul­
digten in seiner Wohnung, in seinen sonstigen Räumen 
oder auf seinem Grundstück (§108 Abs. 2 StPO);

— das Vorhandensein eines Anhaltspunkts, daß bei einer

anderen, nicht beschuldigten Person, in deren Räumen, 
auf derem Grundstück oder in deren Sachen ein der 
Beschlagnahme unterliegender Gegenstand in der zu 
untersuchenden Straftat zu finden ist (§ 108 Abs. 4 
StPO);

— Hinweise darauf, daß im Bereich der vorgenannten 
Person eine Spur der Straftat ermittelt werden kann 
(§ 108 Abs. 4 StPO);

— Verdachtsmomente dafür, daß im Bereich der vorge­
nannten Person eine der Straftat verdächtige Person 
festgestellt werden kann, der die laufende Untersu­
chung gilt (§ 108 Abs. 4 StPO).
Die Vermutung des Auffindens von Beweismaterial im 

Bereich des Beschuldigten ist der häufigste Grund für 
eine Durchsuchung. Unter Beweismaterial sind dabei alle 
Gegenstände und Aufzeichnungen zu verstehen, die in 
§ 24 Abs. 1 Ziff. 4 StPO als Beweismittel bezeichnet sind 
und nach § 108 Abs. 1 Ziff. 1 StPO der Beschlagnahme 
unterliegen.

Die Vermutung i. S. des § 108 Abs. 2 StPO kann sich 
aus unterschiedlichen Umständen ergeben. So kann aus 
der Art der untersuchten Straftat die Schlußfolgerung 
gezogen werden, daß z. B. in der Wohnung des Beschul­
digten Beweismittel zu finden sein werden. Eine solche 
Schlußfolgerung bietet sich u. a. bei ermittelten Tätern 
von Einbruchsdiebstählen an. Das Vermuten kann auch 
auf konkreten Hinweisen beruhen, z. B. daß der Beschul­
digte zur Nachtzeit in seinem Garten etwas vergraben hat. 
Und es reicht bis zum Wissen aus Aussagen, daß Beweis­
material am zu durchsuchenden Ort vorhanden ist.

Enger als diese Vermutung ist die in § 108 Abs. 4 StPO 
enthaltene Formulierung „ . . .  ein Anhalt dafür be­
steht, . . . "  zu sehen. Hier geht es um die Durchsuchung 
bei nicht beschuldigten Bürgern und bei Personen, die 
an der Straftat unbeteiligt sind. Deren Rechte dürfen nur 
nach noch strengeren Maßstäben eingeschränkt werden, 
um die Aufklärung der Straftat zu sichern. Eine Vermu­
tung genügt dafür nicht. Aus Fakten muß sich der kon­
krete Hinweis oder das Wissen ergeben, daß der im Gesetz 
beschriebene Zweck der Durchsuchung erfüllt wird. Diese 
Fakten können u. a. auf Beobachtungen des Untersu­
chungsorgans, auf Aussagen von Beschuldigten oder Zeu­
gen oder auf dem Aufenthalt der Person z. Z. der Bege­
hung der festgestellten und nun zu untersuchenden 
Straftat unmittelbar am Ereignisort beruhen. Der Auffas­
sung im Lehrbuch Strafverfahrensrecht (Berlin 1977, 
S. 273), bei Anwesenheit mehrerer Personen am Ereignis­
ort zur Zeit des Ereignisses die Suche nach dem gestohle­
nen Gegenstand oder dem Tatwerkzeug im wesentlichen 
auf den Appell an die Anwesenden zu beschränken, ihren 
Tascheninhalt freiwillig vorzuweisen, vermag ich deshalb 
nicht bedenkenlos zu folgen. Sicher kann das im Einzel­
fall der schnellere Weg zum Erfolg sein. Andererseits 
bestehen aber immer dann die Voraussetzungen zur An­
ordnung einer körperlichen Durchsuchung nach § 108 
Abs. 4 StPO, wenn festgestellt ist, daß die zu durchsuchen­
den Personen unmittelbar in der Nähe des Geschädigten 
bzw. am Ort der Wegnahme eines Gegenstands standen, 
sich bisher nicht unbeobachtet aus der Nähe des Ereignis­
ortes entfernen konnten und deshalb im Besitz des ge­
suchten Gegenstands sein können, weil sie ihn selbst an 
sich genommen oder vom Täter zugesteckt erhalten haben 
können.

Für die Fälle der Durchsuchung zum Ergreifen von 
Personen gebraucht das Gesetz in § 108 Abs. 2 StPO die 
Begriffe „Festnahme“ und „Verhaftung“ und in § 108 
Abs. 4 StPO die Formulierung das „Ermitteln einer ver­
dächtigen Person“. Die Verhaftung ist eindeutig die Reali­
sierung eines vorliegenden Haftbefehls. Unter der Fest­
nahme ist dagegen nicht nur die vorläufige Festnahme 
i. S. des § 125 StPO zu verstehen. Die Beschränkung auf 
die vorläufige Festnahme wäre m. E. eine zu enge Aus­
legung und würde der konzentrierten und beschleunigten 
Bearbeitung des Strafverfahrens unter Ausnutzung aller 
strafprozessualen Möglichkeiten entgegenstehen.

Mitunter wird die Vorführung eines Beschuldigten 
nach den Voraussetzungen des § 48 Abs. 1 und 2 StPO 
notwendig. Dem Beschuldigten wird von dem Zeitpunkt 
des Eintreffens der Mitarbeiter des Untersuchungsorgans 
an seine persönliche Freiheit eingeschränkt; meist wird er 
gegen seinen Willen in die Dienststelle des Untersuchungs­
organs gebracht und dort bis zum Abschluß der erforder-


